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Änderungsbeschluss 
 

I. Anordnung 
1. Anordnung geringfügiger Änderungen des Flurberei nigungsgebietes 

(§ 8 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)) 

Hiermit wird das durch Beschluss vom 15.07.2003 festgestellte Gebiet des Flurbereini-
gungsverfahrens Lustadt-Süd, Landkreis Germersheim, wie folgt geändert: 

 

1.1 Zum Flurbereinigungsgebiet werden folgende Grundstücke zugezogen: 

1.1.1 Gemarkung Niederlustadt:  
Flurst.Nrn. 3407/9, 3409/4, 3409/5, 3409/6, 3613, 4296/1, 4301/2 und 4713/2 

Gemarkung Oberlustadt:  
Flurst.Nrn. 3591, 5808/3, 5889/4, 7055/1, 7160/4 und 7282/6 

Gemarkung Zeiskam:  
Flurst.Nrn. 1214/23, 3510/2, 3709, 3905/5, 6917/2, 7021 und 7027/2  

Gemarkung Westheim:  
Flurst-Nrn. 2015/1, 2020/1, 2021, 2025/1, 2028, 2030 und 2941-2944 

1.1.2 Gemarkung Oberlustadt:  
Flurst.Nr. 7061 

Gemarkung Zeiskam:  
Flurst.Nr. 3390 

Gemarkung Westheim:  
Flurst.Nrn. 2286/3 und 2912 

 

1.2 Vom Flurbereinigungsgebiet werden folgende Grundstücke ausgeschlossen: 

Gemarkung Oberlustadt: 
Flurst.Nrn.  1041/10, 5067/7, 5067/9, 5303/2, 5303/3, 5322/2, 5322/3 und 6062/2  

Gemarkung Zeiskam: 
Flurst.Nr. 3898/2 

Gemarkung Westheim: 
Flurst.Nrn. 70/48, 70/49, 1880/12 und 2287/5 

 

2. Feststellung des Flurbereinigungsgebietes 

Das Flurbereinigungsgebiet wird nach Maßgabe der Änderungen unter Nr. 1 festgestellt. 

 



 

3. Teilnehmergemeinschaft 

Die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet zugezogenen Grundstücke (Teilnehmer) 
sind Mitglieder der mit dem Flurbereinigungsbeschluss vom 15.07.2003 entstandenen 

“Teilnehmergemeinschaft der vereinfachten Flurberei nigung Lustadt-Süd” 

 

4. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzu ng 

Ungeachtet anderer gesetzlicher Bestimmungen gelten von der Bekanntgabe des Flurbe-
reinigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes die folgen-
den Einschränkungen: 

4.1 In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereini-
gungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, wenn sie zum ordnungs-
gemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören. Auch die Rodung von Rebland und Neuan-
pflanzung von Rebstöcken bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehör-
de. 

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anla-
gen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, herge-
stellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. 

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäume, Feld- und Ufergehölze, Hecken, Obstbäume, 
Rebstöcke und Beerensträucher dürfen nur in Ausnahmefällen, so weit landeskul-
turelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde besei-
tigt werden. 

4.4 Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung über-
steigen, bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde. Die Zustimmung 
darf nur im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde erteilt werden. 

 

II. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die sofortige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4) nach § 80 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung vom 19.03.1991 
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 15.07.2006 (BGBl. I 
S. 1619), wird angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschie-
bende Wirkung haben. 

 

III. Hinweise: 
1. Ordnungswidrigkeiten 

Sind entgegen den Vorschriften zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen vorgenommen oder 
Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie in Flurbereinigungsverfahren 
unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand nach 
§ 137 FlurbG wieder herstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist. 

Sind Eingriffe entgegen den Vorschriften zu Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so muss die 
Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 

Sind Holzeinschläge entgegen der Vorschrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen worden, so kann 
die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die ab-



geholzte und verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder 
ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat. 

 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2 bis I 4.4 sind Ordnungswidrig-
keiten, die mit Geldbußen geahndet werden können. 

 

2. Betretungsrecht  

Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde sind berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermes-
sen erforderlichen Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 

Begründung 

1. Sachverhalt: 

Das Gebiet wurde mit Beschluss vom 15.07.2003 abgegrenzt. Bei der weiteren Bearbei-
tung ergab sich die Notwendigkeit für eine Änderung des Verfahrensgebietes. 

 

2. Gründe 

2.1 Formelle Gründe 

Dieser Änderungsbeschluss wird vom (DLR) Rheinpfalz als zuständige Flurbereini-
gungsbehörde erlassen. 

Rechtsgrundlage für den Beschluss ist § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546); zuletzt geändert durch 
Art. 2 Abs. 23 Gesetz vom 12.08.2005 (BGBl I 2354). 

 

2.2 Materielle Gründe 

 

Die Zuziehung der Grundstücke unter 1.1.1 erfolgt aus vermessungstechnischen Grün-
den. Die Zuziehung der Grundstücke unter 1.1.2 erfolgt auf Antrag der Beteiligten. 

Die Grundstücke unter 1.2 werden aus vermessungstechnischen Gründen ausgeschlos-
sen. 

Insgesamt handelt es sich um geringfügige Änderungen des Flurbereinigungsgebietes. 
Die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt. 

Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses liegt im überwiegenden Interesse der Be-
teiligten. Es liegt insbesondere in ihrem Interesse, dass die Weiterführung des Flurberei-
nigungsverfahrens nicht verzögert wird, damit die angestrebten betriebswirtschaftlichen 
Vorteile möglichst bald eintreten. Dem gegenüber könnte durch die aufschiebende Wir-
kung möglicher Rechtsbehelfe eine erhebliche Verfahrensverzögerung eintreten, mit der 
Folge, dass die neuen Grundstücke erst ein oder zwei Jahre später als vorgesehen be-
wirtschaftet werden können. 

Die sofortige Vollziehung liegt auch im öffentlichen Interesse. Die Maßnahmen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur und die damit investierten öffentlichen Mittel tragen ganz 
erheblich zur Erhaltung der Landwirtschaft und der Kulturlandschaft und damit zur Erhal-
tung eines bedeutenden Wirtschaftsfaktors in der Landwirtschaft bei. Im Hinblick auf den 
raschen Strukturwandel in der Landwirtschaft ist es erforderlich, dass die mit der Flurbe-
reinigung angestrebten Ziele möglichst schnell verwirklicht werden. 



 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Rechtsbehelfsfristen werden mit dieser Veröffentlichung nicht in Gang gesetzt. 
Die Rechtsmittelfristen richten sich nach den öffentlichen Bekanntmachungen. 

 

 

Im Auftrag 

gez. 

 
Heinz Schröder 


